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Bonn, den 18. September 1956 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Standort des Langwellensenders 

Bezug: Kleine Anfrage 264 der Fraktion der FDP 
- Drucksache 2556 - 

Die vorbezeichnete Kleine Anfrage beantworte ich wie folgt: 

Die Kleine Anfrage geht in wesentlichen Punkten von unzutreffen- 
den Voraussetzungen aus und kommt infolgedessen zu unzutreffen- 
den Schlußfolgerungen. Wie ich bereits in der Fragestunde am 
27. Juni 1956 erklärt habe (Stenographische Berichte S. 8325 D), wird 
der Bund nicht der Träger der geplanten pro visorisdien Langwellen- 
sendungen sein. Die Durchführung dieser Sendungen ist bei den 
derzeitigen technischen und organisatorischen Gegebenheiten für 
einen längeren Übergangszeitraum nur möglich, wenn dafür die in 
Hamburg bereits vorhandenen Einrichtungen voll eingesetzt werden. 
In Anlehnung an die bei dem Kurzwellendienst der Deutschen 
Welle gewählte und bewährte Organisationsform wird daher die 
Arbeitsgemeinschaft der öffentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten der 
Bundesrepublik Deutschland die Trägerschaft für den provisorischen 
Langwellenbetrieb und damit auch die Kosten dieses Betriebes über- 
nehmen. Bei dieser Sachlage können die mit der Durchführung der 
Sendungen zusammenhängenden Fragen nur in einer von der Bun- 
desregierung, den Landesregierungen und der Arbeitsgemeinsdiaft 
der Rundfunkanstalten abzuschließenden Vereinbarung, nicht aber 
einseitig vom Bund geregelt werden. Für den Bund allein verbind- 
liche Zusagen konnten bei diesem Sachverhalt nicht gegeben werden 
und sind infolgedessen auch nicht gegeben worden. In einem längeren 
Schriftwechsel mit dem Herrn Regierenden Bürgermeister von Berlin 
hat aber der Herr Bundeskanzler zugesagt, die Bundesregierung 
werde sich im Rahmen der Einwirkungsmöglichkeiten, die ihr in 
der erwähnten Vereinbarung eingeräumt werden, dafür einsetzen, daß 
die bereclitigten Belange Berlins berücksichtigt werden, insbesondere 
auch durch Errichtung eines eigenen Strahlers in Berlin, sobald die 
technischen und finanziellen Voraussetzuiigen dafür erfüllt sind. Den 
Beschlüssen der in Nr. 2 der Kleinen Anfrage erwähnten Bundes- 
tagsausschüsse ist damit in der z, Z. praktisch durchführbaren Form 
Rechnung getragen. 


j^ruek: Peitt Meief, Pni&dotiJ^iegbutg 

AUelnvertrlet>: Dr. Hans Heger, Bad Godesberg, Rheinallee 20 
Telefon 1551 



Die Vertreter der Bundesregierung, der Landesregierungen und der 
Arbeitsgemeinsdiaft der Rundfunkanstalten haben am 5. Juli 1956 
den endgültigen Text der abzuschließenden Vereinbarung festgelcgt. 
Darin wird, um die Aufnahme und Durchführung des Sendebetriebes 
endlich zu ermöglichen, von dem derzeitigen technischen und organi- 
satorischen Zustand ausgeg^ngen. Die Vereinbarung soll aber eine 
ausdrückliche Bestimmung enthalten, daß die Beteiligten spätestens 
im Januar 1958 prüfen werden, ob auf Grund der bisherigen Er- 
fahrungen und technischen Voraussetzungen der Sitz nach Berlin 
verlegt werden kann. Der Senat von Berlin hat sich mit der Ver- 
einbarung vom 5. Juli 1956 einverstanden erklärt. Nachdem die 
Bundesregierung, mehrere Landesregierungen und die Arbeitsgemein- 
schaft öffentlich-rechtlicher Rundfunkanstalten der Bundesrepublik 
Deutschland der Vereinbarung schon vor längerer Zeit zugestimmt 
haben, ist zu erwarten, daß die übrigen Beteiligten ihre Zu- 
stimmungserklärungen in Kürze ab geben, damit die Aufnahme der 
Langwellensendungen keine weitere Verzögerung erfährt. 


Dr. Schröder 



